Sonnabend, 20. Januar. N 


3. 1866. — 3. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Die Unverletzlichkeit des Königs und die 
Verantwortung der Miniſter. 
Die hierauf bezüglichen Artikel der Verfaſſung lauten: 
Art. 43. Die Perſon des Königs iſt unverletzlich. 
Art. 44. Die Minifter des Königs ſind verantwortlich. 
Alle Regierungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher dadurch die 
Verantwortlichkeit übernimmt. N 8 , 
Art. 61. ie Miniſter können durch Beſchluß einer 
Kammer wegen des Verbrechens der Verfaſſungs⸗Verletzung, 
der Beſtechung und des Verraths angeklagt werden. — Ueber 
ſolche Anklage entſcheidet der oberſte Gerichtshof der Monarchie 
in vereinigten Senaten. So lange noch zwei oberfte Gerichts 
böfe beſtehen, treten diefelben zu obigem Zwecke zuſammen. 
Die näheren Beſtimmungen über die Fälle der Ver⸗ 
antwortlichkeit, über das Verfahren und über die Strafen 
werden einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 


Nach der Verfaſſung ſoll kein Mann und keine Ge⸗ 
meinſchaft von Männern im preußiſchen Staate eine 
höhere oder auch nur eine eben fo hohe Macht beſitzen, 
als der König. Aber darum giebt die Verfaſſung ihm 
noch nicht die höchſte Macht im Staate überhaupt. 
Denn über der Macht des Königs ſteht von Rechts⸗ 
wegen die Macht der Verfaſſung und der Geſetze. Seinem 
Eide gemäß kann der König nur in Uebereinſtimmung 
mit der Verfaſſung und den Geſetzen regieren. 

Die Verfaſſung geſtattet ihm nicht, allerwege nur 
nach ſeinem eigenen Willen und Ermeſſen über alle An⸗ 
gelegenheiten des Volkes und des Staates zu entſcheiden. 
Er kann keinen Artikel der Verfaſſung und kein Titelchen 
in den Geſetzen ohne Zuſtimmung unſerer Volksvertreter 
abändern. Er kann keine Steuern erheben und die 
offentlichen Gelder zu keinem Zwecke verausgaben laſſen, 
wenn nicht in Uebereinſtimmung mit der Volksvertretung 
gegebene Geſetze ihn dazu ermächtigen. Er iſt in ſeinen 
Handlungen eben ſo wie jeder Beamte und jeder Bür⸗ 
ger des Staates an die Verfaſſung und die Geſetze 
gebunden. 

Aber doch iſt ein großer Unterfchied vorhanden. 
Denn jeder Beamte und jeder Bürger iſt für ſeine 
Handlungen den betreffenden Behörden und den Gerichten 


des Landes verantwortlich. Der König aber kann von 
keiner Behörde, von keinem Gerichte und ſelbſt von der 
Volksvertretung nicht zur Verantwortung gezogen werden. 
Seine Perſon, jo heißt es in Art. 43 der Verfaſſung, 
iſt unverletzlich. Dafür aber ſollen nach Art. 44 die 
von ihm ernannten Miniſter für alle Regierungsakte des 
Königs verantwortlich ſein, und damit ſie mit Recht 
dafür verantwortlich gemacht werden können, iſt zugleich 
beftimmt, daß kein Regierungsakt des Königs gültig fein 
ſoll, wenn nicht ein Miniſter ihn mitunterzeichnet und 
durch Seine, von Niemandem zu erzwingende, Gegen⸗ 
zeichnung ſich freiwillig für denſelben verantwortlich 
gemacht hat. 

Ferner iſt beſtimmt, daß die Verantwortlichkeit der 
Miniſter für die e e des Königs nicht ein 
bloßer Buchſtabe bleiben darf. Es verordnet nämlich 
der Art. 61, daß die Miniſter durch einen Beſchluß des 
Abgeordnetenhauſes oder des Herrenhauſes „wegen des 
Verbrechens der Verfaſſungsverletzung, der Beſtechung 
und des Verraths“ angeklagt werden können. Ferner 
verordnet der Art. 61, daß der oberſte Gerichtshof der 
Monarchie in vereinigten Senaten über ſolche Anklage 
entſcheiden ſoll. Endlich verordnet derſelbe Artikel, daß 
die nähern Beſtimmungen über die Fälle jener Ver⸗ 
antwortlichkeit, über das Verfahren und die Strafen 
durch ein beſonderes Geſetz getroffen werden ſollen. 
Nach dieſen ſehr kündigen und ſehr beſtimmten Vor⸗ 
ſchriften der Verfaſſung ſollte man meinen, daß die 
Miniſter auch wirklich vor Gericht geftellt werden können, 
wenn die Vertreter des Volkes ſich überzeugt halten, 
daß die Verfaſſung und die Geſetze das Land durch ihre 
Handlungen oder durch u Handlungen, welche fie 
durch Gegenzeichnungen gebilligt haben, verletzt worden 
ſind. Aber leider iſt das nicht der Fall. Denn das 


Geſetz über die Verantwortlichkeit der Miniſter, deſſen 
Erlaß durch die Verfaſſung ſchon ſeit ſechszehn Jahren 


eboten iſt, iſt bis auf den heutigen Tag noch nicht zu 
tande gekommen. Es iſt noch in der letzten Zeit 
geſcheitert an dem Widerſtande der Minifter, welche einem 
dahinzielenden Geſetze, welches die Mehrheit des Abgeord⸗ 
netenhauſes angenommen hatte, ihre Zuſtimmung verſagten. 


So befinden wir uns denn in der Lage, daß die 


Miniſter ſich zwar durch ihre Gegenzeichnung für jeden 
Regierungsakt des Königs verantwortlich erklären, daß 
aber deſſenungeachtet die Volksvertretung nicht im 
Stande iſt, fie vorkommenden Falles in Wirklichkeit zur 
gerichtlichen Verantwortung zu ziehen. 

Ein ſolcher Zuſtand ſcheint uns nicht in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der Verfaſſung des preußiſchen Landes. 
Die Verantwortlichkeit für die Regierungsakte des Königs 
iſt nicht auf die Miniſter in dem Sinne und in der 
Weiſe übergegangen, wie der Artikel 44 der Verfaſſung 
in Verbindung mit dem Artikel 61 es vorſchreibt. Die 


Krone iſt durch die Verantwortlichkeit der Miniſter nicht 


ſo gedeckt und das Land iſt durch dieſelbe nicht ſo ge⸗ 
ſchützt, wie dieſelben in einem verfaſſungsmäßigen Staate 
gedeckt und geſchützt ſein müſſen und wie die Begründer 
der preußiſchen Verfaſſung es offenbar beabſichtigt haben. 

Es iſt eine ſehr ernſte Frage, auf welchem Wege 
wir aus einem ſo abnormen Zuſtande mit dem möglich 
geringſten Schaden für Volk und Land endlich heraus⸗ 
kommen ſollen. 


Politiſche Wochenſchan. 


Preußen. Am Montag iſt der preußiſche Landtag 
durch den Minifterpräfidenten v. Bismarck eröffnet worden. 
Da die Thronrede vorausſichtlich ſchon allen unſern Leſern 
bekannt iſt, ſo halten wir es nicht für nothwendig, den Wort⸗ 
laut derſelben hier folgen zu laſſen, unſere Anſicht über einen 
weſentlichen Thel des Inhaltes finden unfere Leſer an einer 
andern Stelle des Blattes. Nach dieſer feierlichen Eröffnung 
haben beide Häuſer des Landtages ihre Arbeiten begonnen. 

Das Herrenhaus hat in ſeiner erſten Sitzung die 
Wahl ſeines Vorſtandes vorgenommen. Es wurden gewählt: 
Zum Präfidenten Graf Eberhard zu Stolberg⸗Werni⸗ 
gerode (mit 82 von 85 Stimmen), zu Bipepräfenten Gr. 
von Frankenberg⸗Ludwigsdorf und Graf Brühl. 


In feiner Antrittsrede feierte der Präfident die Politik der 


Regierung während der Abweſenheit des Landtages in leb⸗ 
hafter Weiſe, und gedachte insbeſondere der Verordnung vom 
10. November, durch welche die Organiſation des Herren; 
hauſes zu einem feſten Abſchluß gebracht worden ſei. — In 
der zweiten Sitzung wurden die Namen der gewählten Schrift- 
führer wie der von den Abtheilungen getroffenen Vorſtands⸗ 
wahlen mitgetheilt. Der Zuftigminifter überreicht einen in 
der vorigen Seſſion »unerledigt gebliebenen Geſetzentwurf, 
betreffend die Auflöfung des Lehnsverbandes in einigen pom⸗ 
merſchen Landestheilen. 5 

Die erſte Sitzung des a eröffnete 
der Präſident der vorigen Seſſion, Grabow, mit folgender 
Anſprache: „Meine Herren! Zur Eröffnung der dritten 
Seſſion der 8. Legislaturperiode heiße ich Sie im neuen Jahre 
herzlich willkommen. Möge es unſeren ſeit vier Jahren leb⸗ 
haft 0 Beſtrebungen endlich Beenden, durch leiden · 
ſchaftsloſe Wahrhaftigkeit und kalte Beſonnenheit in alt⸗ 
bewährter Einigkeit und fefter Ausdauer unfer verletztes ver⸗ 
faſſungsmäßiges Recht wiederherzuſtellen und zu befeſtigen. 
e von dieſem, vom ganzen Vaterlande getheilten 
Wunſche, laſſen Sie uns unſere Arbeiten beginnen mit dem 
Rufe: es lebe Se. Mafeftät der König!“ — Nachdem darauf 
die Verlooſung der Abtheilungen ſtattgefunden, wurde vom 
Abg. Tweſten ein Antrag einzebracht, welcher die Ausſetzung 


—Ainez schwelenden Strafverfahrens gegen den Abg. v. d. Leeden 


verlangt. — In der zweiten Sitzung erfolgte, nachdem die 
Reſultate der von den Abtheilungen vollzogenen Vorſtands⸗ 
wa len mitgetheilt waren, die Wahl des Präſidiums und der 
Schriftführer. Bei der Wahl der Präſidenten wurden 221 
Stimmzettel abgegeben. Davon erhielt der Abg. Grabow 
192 Stimmen, der Abg. v. d. Heydt (Kanditat der konſer⸗ 
vativen Fraktion) 24 Stimmen und Abgeordneter Oſterath 
(Mitglied der ultramontanen Fraktion) 1 Stimme. 4 Zettel 
waren unbeſchrieben. — Abg. v. Unruh, welcher während 
der Wahl den Vorſitz geführt hatte, verkündete darauf, daß 


der Abg. Grabow zum Präſidenten des e er 
n 


ſei. Derſelbe übernahm den Vorſitz mit folgende orten: 
Meine Herren! Ihre ſoeben vollzogene Wahl hat mich 
für die ganze Dauer der letzten Seſſion dieſer Legislatur · 
Periode wiederum zu dem ſchwierigen Amte eines Präſidenten 
dieſes Hauſes berufen. Ich ſage Ihnen meinen wärmſten 
Dank für das mir bewahrte, alte Vertrauen, welches mich 
verpflichtet, Ihrem ehrenvollen Rufe zum letzten Male zu 
folgen und meine ſchweren Pflichten nach allen meinen Kräf- 
ten gewiſſenhaft, treu und parteilos zu erfüllen. Sie aber 
bitte ich recht dringend, mir die Ausübung meines Amtes 
durch fernere wohlwollende, nachſichtige und kräftige Unter⸗ 
ſtützung gütigſt erleichtern zu wollen. Meine Herren! Das 
düftere in der letzten Seſſion vor Ihnen und dem Lande auf⸗ 
gerollte Bild über die innere Lage unſeres Staats hat ſich 
ſeitdem noch mehr verfinſtert. (Sehr wahr!) Bei der Schlie- 
ßung des Landtags zu einer Zeit und an einem Orte, welche 
jede Widerlegung ausſchloſſen, (hört, hört!) ward dieſes Haus 
beſchuldigt, durch Verwerfung von Geſetzen und Nichtbewilli⸗ 
ung von Geldmitteln das materielle Wohl des Landes ge⸗ 
chädigt, die äußere Sicherheit deſſelben in Frage geſtellt, die 
Hand nach Rechten ausgeſtreckt zu haben, welche feine geſetz⸗ 
liche Stellung im Verfaſſungsleben ihm verſage, mit einem 
Worte: das oberſte Geſetz und die höchſte Richtſchnur für 
alle Parteien, das Wohl des Vaterlandes, den politiſchen 
Meinungskämpfen gegenüber preisgegeben zu haben. Ermu- 
thigt durch dieſen nicht begründeten, in den Landtags⸗Annalen 
unerhörten, ſchweren Anklageakt wagten die reaktionäre Preſſe 
unbeläſtigt Beſchuldigungen der leidenſchaftlichſten und gehäſ⸗ 
ſigſten Art und Geiſtliche unberufen Schritte der maßloſeſten 
Ueberhebung gegen den zweiten gleichberechtigten Faktor der 
Geſetzgebung. (Stürmiſche Zuſtimmung.) Aber dulden wollte man 
nicht, man unterſagte und verhinderte ſogar durch die bewaffnete 
Macht ein Feſt an den Ufern des Rheines, durch welches das frei⸗ 
ſinnige Bürgerlhum von Rheinland⸗Weſtfalen die viel verhöhnten 
und gemaßregelten liberalen Vertreter des preußiſchen Volks 
ehren wollte in dankbarer Anerkennung ihres vier Jahre hin⸗ 
durch unerſchütterlich ausharrenden Muthes in dem ſchweren 
Kampfe für die zwiſchen Fürſt und 1 verein⸗ 
barte und von ihnen beſchworene Verfaſſung und für die in 
ihr verbrieften Volksrechte. Chroniſch geworden iſt der aus 
der geſetzlich nicht geordneten und unter der Mitwirkung der 
früheren Landesvertretungen niemals genehmigten Militär⸗ 
Reorganiſation entſprungene Verfaſſungskonflikt ohne Ver⸗ 
ſchulden dieſes Hauſes, welches nur ſein dem Wortlaute und 
dem Geiſte der Ballen e entſprechendes Finanz 
recht gegen alle Auslegungskünſte ununterbrochen und ſtand⸗ 
haft vertheidigt, niemals aber feine Hand nach ihm nicht zu- 
ſtehenden Rechten ausgeſtreckt hat. Ungeachtet in der Aller⸗ 
öchſten Verordnung an das Staatsminiſterium vom 19ten 
Mai 1862, betreffend die Ausführung der Wahlen zum Ab- 
geordnetenhauſe, verheißen war: 
„In weiterer Ausführung der beſtehenden Ver⸗ 
faſſung ſoll die Geſetzgebung und Verwaltung von 
freiſinnigen Grundſätzen ausgehen“ 


iſt der politiſche Theil der Geſetzgebung zum Stillſtand ge⸗ 
bean Nur bas Herrenhaus hat eine endgültige“ Vermehrun 
ſeiner Mitglieder im Verordnungswege erfahren. Vergeblich 
hofft aber das Land noch immer auf die Geſetze, betreffend 
die Miniſter⸗Verantwortlichkeit und die Einrichtung und Be⸗ 
5 miſſe der Ober⸗Rechnungskammer, ohne welche die Ver⸗ 
aſſung keine Wahrheit iſt, vergeblich auf eine von freifinni- 
gen Grundſätzen ausgehende Unterrichts-, Gewerbe-, Ge⸗ 
meinde⸗, Kreis- und Provinzial⸗Ordnung. Die Verwaltung 
des Staats ift von freifinnigen Grundſätzen gänzlich entklei⸗ 
det. Deß ſind lebendige Zeugen die Maßregeln gegen die 
freiſinnigen Blätter, Vereine, Verſammlungen, Staats- und 
Gemeindebeamte und Staatsbürger. Nun und nimmermehr 
werden aber, trotz der bisherigen Nichterfüllung jener Ver⸗ 
heißungen, das preußiſche Volk und ſeine Verkreter die un⸗ 
leugbare Wahrheit verleugnen, der zufolge das materielle und 
geiſtige Wohl des Staats und ſeine äußere Sicherheit zu⸗ 
nächſt und vor Allem die rückhaltloſe Anerkennung und ge⸗ 
wiſſenhafte Ausübung feines beſchworenen öffentlichen Rechtes 
fordert, jede nicht von dieſem Rechte getragene Macht aber 
ein Unrecht und unſittlich iſt. Nur eine auf dieſe Wahr⸗ 
heit gegründete Freiheit wird unter Achtung des allein durch 
die höheren deutſchen Intereſſen beſchränkten Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrechtes der Bruderſtämme in Deutſchland zu morali⸗ 
ſchen Eroberungen, zu eiuer befriedigenden Löſung der trotz 
der glorreichen Waffenerfolge durch die Gaſteiner Ueber⸗ 
einkunft immer verwickelter und ſchwieriger gewordenen ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Frage und mit ihr zur bundesſtaatlichen 
Einigung Deutſchlands führen. Möge Preußen, in Er⸗ 
füllung ſeines deutſchen Berufes, einen ſolchen freiſinnigen 
Entwicklungsgang unverweilt einſchlagen, ehe es durch einen 
möglicher Weiſe der Freiheit günftigen Verlauf der gegen- 
wärtig ſchwebenden öſterreſchiſchen Derfaffungefrifie überholt 
und ehe es überhaupt zu ſpät wird. Dann wird Deutſch⸗ 
lands dereinſtige verfaſſungsmäßige Vertretung die große 
Zukunft unſeres deutſchen Vaterlandes freudigen Herzens in 
den mächtigen Händen unſerer Könige geſichert ſehen. Dies 
mein aufrichtig ehrlicher, lebhafter Wunſch beim letzten An⸗ 
tritt meines Amtes!“ (Lebhaftes Bravo.) 

Zum erſten Vize⸗Präſidenten wurde Herr v. Unruh mit 
162 Stimmen von 218 feat zum zweiten Vizepräſi⸗ 
denten v. Bockum⸗Dolffs mtt 165 Stimmen von 208. 
Beide nahmen die Wahl dankend an. 

Abg. v. d. Heydt proteſtirte gegen die Antrittsrede des 
Präſidenten, weil dieſelbe nur den Standpunkt der Majori⸗ 
tät Page i Er 

Präſ. Grabow erwiedert, daß er, da er das Haus gegen 
ange: von außerhalb gewahrt habe, das Naht des in 

1 Hauſes gewahrt, alſo auch die Minorität vertreten 
abe. 

& folgt darauf die Wahl der Schriftführer und während 
der Zählung der Stimmzettel eine Vertagung des Hauſes. 
Gewählt werden die Abgeordneten e Schröder, 
Corneli, Poſt, Pariſius (Gardelegen), Schmidt 
(Paderborn), Baſſenge (Lauban) und v. Rönne. 

Nach der Vertagung gelangt der Tweſten'ſche Antrag 
betreffs Siſtirung des Strafverfahrens gegen den Abg. v. d. 
Leeden zur Verhandlung. Ref. Aſſmann theilt den bekannten 
Sachverhalt mit und beantragt Annahme des Antrages. Dieſe 
erfolgt faſt einſtimmig, nur einige Mitglieder der katholiſchen 
Fraktion ftimmen dagegen. Zur nächſten Sitzung werden die 
Vorlagen der Miniſter erwartet. . 

Am Dienstag Abend fand die angekündigte gemeinſame 
Berathung der beiden großen liberalen Fraktionen des Abge- 
ordnetenhaufes ſtatt. Die Debatte war ſehr lebhaft. 


Waldeck, Koſch, Bender und Gneiſt ſprachen u. A. für 
Durchberathung. Forckenbeck wünſchte eine Vorberathung im 
Plenum über dieſe Frage, feine Anſicht wird wahrſcheinlich 
durchdringen. Eine Abſtimmung fand nicht ſtatt. 

In Bezug auf die Fortdauer der Haft des Abg. Dr. 
Johann Jacoby wird die Mehrheit des Abgeordnetenhauſes 
keinen Antrag ſtellen. Sie iſt dazu durch den nicht ganz 
klaren Wortlaut der betreffenden Paragraphen der Verfaſſung 
beſtimmt worden. 

Der Abg. Lenarz hat ſein Mandat niedergelegt. 

In Betreff der Vorlage wegen der Marine verlautet, daß 
die damit verbundene Geldforderung ſehr bedeutend ſein wird. 

In Köln iſt bekanntlich Seitens des Domkapitels keine 

Erzbiſchofswahl zu Stande gekommen, da daſſelbe ſich nicht 
entſchließen konnte, den vom päpſtlichen Stuhl und der 
preußiſchen Regierung gewünſchten ſehr ultramontanen Biſchof 
Melchers zu wählen. Jetzt hat nun der Papſt, mit Zuftim- 
mung der preußischen Regierung, den Biſchof Melchers ohne 
Wahl als Erzbiſchof von Köln proklamirt. Ebenſo wie in 
Köln, fo hat die Regierung auch in Poſen die Wahl 
des ultramontanen Kandidaten, v. Ledochowski zum 
Erzbiſchof begünſtigt. Wir glauben allerdings gern, daß es 
der Regierung in Hinblick auf die bevorſtehenden Neuwahlen 
erwünſcht ſein mag, eine Unterſtützung an den Katholiken in 
Preußen zu erhalten, aber wie in ſo vielen anderen Dingen, 
ſo irrt ſich die Regierung auch darin, daß ſie meint, durch 
eine Begünſtigung des Ultramontanis mus ſich die 
eſammten Katholiken in Preußen zu verpflichten. Wir den⸗ 
en, ein Blick auf die Zahl der Abgeordneten, welche der 
ultramontanen Partei angehören, und welche alle nur gewählt 
find, weil fie ein Programm aufgeſtellt haben, welches fie 
zur Oppoſition gegen die jetzige Regierung verpflichten würde, 
wenn es überhaupt eine geſetzliche Verpflichtung für den 
Abgeordneten gäbe, an dem Programm, welches er vor ſeinen 
Wählern entwickelt hat, feſtzuhalten, ſollte die Regierung von 
dem Ungrund ſolcher Annahme ſchon längſt überzeugt haben. 
Trotzdem verlangt doch die Hinneigung der Regierung zu 
jener Partei große Aufmerkſamkeit, aber wir denken, daß die 
Wahl von eifrigen Anhängern der ultramontanen Partei 
zu Erzbiſchöfen von Poſen und Köln weſentlich dazu beitragen 
wird, in den Katholiken Preußens und ganz Deutſchlands 
das Gefühl zu verftärken, wie nothwendig es ſei, die katho⸗ 
liſche Kirche in Deutſchland unabhängig zu 
machen von Rom. 

Spanien. Nach den offiziellen Nachrichten zieht ſich Prim 
noch Immer rd. Nächſtens und er d wohl bis nach 
Madrid zurückgezogen haben. N 


Ein Satz der Thronrede. 
Im letzten Abſchnitt der Thronrede heißt es: 

„Sie (die Regierung) lebt der Ueberzeugung, daß 
bei einer aug fanden, leidenſchaftsloſen und rein 
ſachlichen Prüfung deſſen, was ihr zu erreichen ver⸗ 
Önnt geweſen, wie deſſen, was fie mit Hülfe der 
Landesvertretung noch erſtrebt, genug der Zwecke 
und Ziele gefunden werden müßten, in denen alle 
Parteien ſich eins wiſſen. 

Werden Sie, meine Herren, von dem Wunſche 
getragen, dieſe Einigungspunkte zu ſuchen, und feſt⸗ 
zuhalten, ſo wird Ihren Berathungen Segen und 
Erfolg nicht fehlen.“ , a 

Es klingen dieſe Worte allerdings anders als die Erklä⸗ 
rungen der feudalen Blätter vor Eröffnung der Seſſton. Da 
war von nichts weiter die Rede, als daß die Regierung an 


einem Erfolge der diesjährigen Landtagsſitzung völli 
weifle. Dieſe ſtets ſo gut unterrichtet ſein wollenden Blätter 
ind alſo dieſes Mal ſehr ſchlecht bedient geweſen. Das Mi- 
niſterium erklärt ja ausdrücklich, daß der Erfolg nicht fehlen 
werde. Freilich wird dieſe Erwartung an eine Vorbedingung 
Einipfe nämlich an die, daß die Abgeordneten die 
zinigungspunkte ſuchen würden. 5 

Wir geſtehen aufrichtig, jo oft und fo eruft wir auch über 
die Pflichten eines Volksvertreters nachgedacht haben, es iſt 
uns noch nie eingefallen, daß es ihm zukäme, darüber zu 
brüten, in welchen Punkten er ſich mit der Regierung zu ver⸗ 
ſtändigen habe. Sein Beruf iſt vielmehr, dem Willen 
und den Bedürfniſſen des Volkes Rechnung zu 
tragen und den verbrieften und beſchworenen Rechten dez⸗ 
ſelben keinen Abbruch geſchehen zu laſſen. Einigungs ⸗ 
punkte zwiſchen der Regierung und Volksvertre⸗ 
tung „zu ſuchen und feſtzuhalten“, das iſt in allen 
verfaſſungsmäßigen Ländern immer als eine Auf⸗ 
gabe der Regierung angeſehen worden. 

Indeß wir wollen dieſen Punkt bei Seite laſſen; wenn 
wir es auch nicht für die Aufgabe der Regierung halten 
können, die Volksvertretung aufzufordern, ſie möge ihr Zu⸗ 
geſtändniſſe entgegenbringen, ſo wollen wir dech nicht in Ab⸗ 
rede ſtellen, daß ſich unter befondern Umſtänden eine Kammer 
aus freiem Antriebe zu etwas Aehnlichem entſchließen 
könnte. Wenn ſich z. B. ein Miniſterium um das Vater⸗ 
land ein großes und bleibendes Verdienſt erwürbe, ſo könnten 
wir uns wohl denken, daß eine Volksvertretung demſelben, 
ohne ſeinen Vorſchlag abzuwarten, mit einer Bewii ung 
entgegen käme. Etwas der Art ſcheint auch bei Abfaſſung 
der Thronrede gefühlt worden zu ſein. Der erſte der von 
uns angeführten Satze enthält ausdrücklich die Erklärung: 
die Regierung habe Vieles erreicht und erſtrebe 
Anderes, was alle Parteien wünſchten. 

Ehe wir noch auf dieſe Andeutung eingehn, wollen wir 
noch kurz prüfen, was mit den Einigungspunkten gemeint ſei, 
welche von der Volksvertretung zu ſuchen und feſtzuhalten 
wären. Wie wir glauben ſind dieſe Punkte hauptſächlich 
zwei. Erſteus die Bewilligung der für die Aufrechterhaltung 
der Armeereorganiſation erforderlichen vielen Millionen, zwei⸗ 
tens die Anerkennung des Grundſatzes, daß das Abgeordneten⸗ 
haus alle Mittel zu bewilligen hat, die das Ministerium für 
nothwendig hält. Zu finden ſind die Punkte, welche in der 
Thronrede als „Eingangspunkte“ bezeichnet werden, alſo nicht 
ſchwer. Anders ſteht es mit dem „Feſthalten“, worunter 
doch offenbar die Bewilligung verſtanden wird. Das Ab⸗ 
geordnetenhaus, welches dieſe Forderungen bewil⸗ 
ligte, muß erſt noch gewählt werden. 

Das Volk kaun mit ſeinem Rechte thun was es will, es 
iſt vollſtändig befugt, bei einer Neuwahl ſolche Männer zu 
wählen, von denen es weiß, daß ſie die Eintracht wit dem 
jeweiligen Miniſterium höher ſtellen, als die Wahrung der 
Lesen Volksrechte. Ob ein ſolcher Schritt des Volkes 
klug wäre, iſt eine andere Frage; aber das Recht, wie an⸗ 
gedeutet zu handeln, wird ihm Niemand beſtreiten. Ganz 
anders ſteht es mit dem gegenwärtigen Abgeordnetenhauſe. 
Seine Mehrheit iſt ausdrücklich zu dem Zwecke gewählt, un 
das Steuerbewilligungsrecht des Volkes feſtzuhalten. Alle 
Mitglieder der großen liberalen Parteien haben dies ihren 
Wählern vor der Wahl ausdrücklich und feierlich verſprochen. 
Es wäre daher, wenn auch keine geſetzliche Ver⸗ 
IM tung für die Abgeordneten beſteht, an ihrem aufgeſtellten 

ahlprogramm feſtzuhalten, nicht allein ein Verrath 


ver- an ihrer eigenen Ueberzeugung, ſondern ein aue⸗ 


drücklicher Wortbruch gegenüber den Wählern, 
wenn ſie in der Behandlung des Staatshaus⸗ 
haltes ihren bisherigen Standpunkt verließen. 
In dem Sinne des Miniſterinms iſt alſo eine Verſtän⸗ 
digung ohne Neuwahl völlig unmöglich. Da dieſe zum 
Herbft auch ohne Auflöſung eintritt, jo müſſen wir wohl an 
die Frage herantreten, ob das Volk daun Veranlaſſung haben 
wird, die von der Regierung gewünſchte Nachgiebigkeit zu 
zeigen. Wir fragen alſo: was hat das Miniſte rium 
Bismarck für das Wohl des preußiſchen Volkes 
gethan? 

In der Thronrede meint die Regierung, es ſei ihr ver⸗ 
gönnt geweſen Manches zu erreichen, und ſie erſtrebe Ziele, 
in deren Verfolgung ſich alle Parteien eins wüßten. 

Die innern Verhältniſſe können hiermit wohl kaum ge- 
meint ſein. Denn erſtens hat die Regierung im eigenen 
Lande einen ſichtbaren Erfolg nicht gehabt, da mau das 
Fortregieren ohne Staatshaushaltsgeſetz, die Nichtbeſtätigung 
der von den Gemeinden gewählten Stadträthe, die Gründung 
verſchiedener eifrig verbreiteter und wenig geleſener Blätter u. ſ. w. 
doch unmöglich als etwas Erreichtes hinſtellen kann. Zweitens 
aber wird man mit noch weniger Recht von dieſen Zielen ſagen 
können, „daß ſich darin alle Parteien eins wüßten“. Die 
erühmten Erfolge ſcheinen alſo in der auswärtigen Politik 
ſtattgefunden zu haben, und es werden auch der Vertrag von 
Gaſtein und der Ankauf Lauenburgs für Se. Majeſtät den 
König in der Thronrede als Erfolge bezeichnet. — Was zu⸗ 
nächſt letzteres Geſchäft angeht, ſo hätten wir erwartet, daß 
darücer eine Vorlage angekündigt werden würde, da nach der 
Verfaſſung unſer König Herrſcher fremder Reiche ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Kammern nicht werden darf. Aber ſelbſt 
wenn man die Abſicht haben ſollte, auch dieſen Verfaſſungs⸗ 
Artikel hinwegzudeuten, ſo müßte trotzdem eine Vorlage ge⸗ 
macht werden. Oeſterreich beſaß doch in keinem Falle von 
Lauenburg mehr als die Hälfte und konnte daher auch nur 
ſein Anrecht auf dieſe Hälfte verkaufen. Die andere Hälfte 
gehört offenbar dem preußiſchen Staat und iſt doch min⸗ 
deſtens eben jo viel werth, als der frühere öſterreichiſche An⸗ 
theil. Iſt es alſo die Abſicht der Regierung, auch dieſe 
Hälfte an Se. Majeſtät zu verkaufen, ſo muß nach unſerer 
Anſicht dazu die Zuſtimmung der Landesvertretung erſt ein⸗ 
geholt werden. 

Wie man in dem Vertrage von Gaſtein einen Erfolg 
ſehen will, das iſt uns ganz und gar unbegreiflich. Er er- 
ſcheint nur geeignet, die Herzogthümerfrage bis in's Unend⸗ 
liche in der Schwebe zu halten und Preußens Lage iſt, wie 
ſich jetzt wohl ziemlich klar herausgeſtellt hat, durch den Vertrag 
ungünſtiger, die Oeſterreichs aber beſſer geworden. Man 
kann den preußiſchen Beamten viele treffliche Eigenschaften 
mit Recht nachrühmen, aber eins haben ſie nie verſtanden, 
ſich den Menſchen angenehm zu machen. Ganz anders iſt es 
mit den Oeſterreichern. Ihnen fehlen viele unſerer guten 
Eigenſchaften, aber eins verſtanden ſie von jeher und ver⸗ 
ſtehen es noch heute: die Kunſt ſich, ohne daß fie ſich deßhalb 
in Unkoſten ſetzen, für den Augenblick beliebt zu machen. 
Das hat fi auch neuerdings wieder in Holſtein gezeigt. 

Wo find alſo die gerühmten Erfolge und wo ſoll das 
Abgeordnetenhaus die Vereinigungspunkte mit der Regierung 

nden? 

f In dem Verkauf der Köln⸗Mindener Bahn 
und der Verordnung über das Herrenhaus wird 
fie doch ſicherlich Niemand ſuchen wollen! 
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